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HESSEN BRAUCHT AUSBILDUNGSGARANTIE
Die SPD-Landtagsfraktion fordert  
die Einführung einer Ausbildungs-
garantie. „18.640 junge Menschen 
zwischen 15 und 25 Jahren waren 
in Hessen im September dieses 
Jahres arbeitslos gemeldet. Hin-
ter jeder und jedem jugendlicher 
Arbeitslosen steht ein einzelnes 
Schicksal. Wir müssen diesen jun-
gen Menschen eine Perspektive 
geben, indem wir die Rahmenbe-
dingungen so setzen, dass sie ins 
Berufsleben einsteigen können“, 
sagte die SPD-Abgeordnete Lisa 
Gnadl. 
Jährlich beginnen rund 17.000 
Jugendliche in Hessen nach der 
Schule weder eine Ausbildung 
noch ein Studium, sondern finden 
sich in sogenannten Übergangs-
systemen wieder. Der SPD geht 
es um eine grundsätzliche Ände-
rung des bisherigen unüberschau-
baren Übergangssystems. „Bisher 
sind viele Maßnahmen nicht ziel-
gerichtet und setzten zu spät an. 

Wir brauchen eine verbindliche 
Ausbildungsgarantie für alle un-
ter 35 Jahren. Dazu soll ein auf 
mindestens zehn Jahre angelegtes 
Programm zusammen mit den So-
zialpartnern aufgelegt werden, das 
jedem und jeder einen Anspruch 
auf berufliche Qualifikation eröff-
net.“
Die SPD strebe die Stärkung des 
Erfolgsmodells der dualen Ausbil-
dung an. Dazu müsste vor allem 

PERSPEKTIVEN FÜR JUGENDLICHE 

kleineren Betrieben die Ausbil-
dung erleichtert werden.
„Wir brauchen individuelle, auf die 
oder den Einzelnen abgestimmte 
Qualifizierungspläne. Dies erfor-
dert eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Schulen, Betrieben, Ar-
beitsvermittlung, Berufsberatung 
und bei Bedarf auch sozialpäda-
gogische und lernunterstützende 
Angeboten. Dabei muss besonders 
das Augenmerk auf den Übergang 
zwischen Schule und Berufsein-
stieg gelegt werden“, sagte Gnadl.

INDIVIDUELLE FÖRDERUNG SOLL IM MITTEL-
PUNKT STEHEN, FORDERT LISA GNADL

ZITAT LISA GNADL:
„In der Altersgruppe bis 35 hat 

etwa ein Sechstel der Menschen 
keine Berufsausbildung. Dieses 
Sechstel ist somit überpropor-

tional gefährdet, Niedriglöhner zu 
werden, häufiger und länger ar-
beitslos zu sein und später unter 

Altersarmut zu leiden.“

Die nichtrichterlichen Mitglieder 
des Hessischen Staatsgerichtshofs 
sind vom Landtag neu gewählt 
worden, nachdem durch einen ju-
ristisch höchst umstrittenen Be-
schluss die Wahl aus dem Frühjahr 
annulliert worden war. Von der 
Vorschlagsliste der SPD wurden 
Prof. Dr. Ute Sacksofsky,  Paul 
Leo Giani  und Dr. Georg D. Falk 
gewählt, auf Vorschlag der CDU 
Dr. Günter Paul und Prof. Dr. Stef-
fen Detterbeck und auf Vorschlag 
der Grünen Rupert von Plottnitz.

THORSTEN SCHÄFER-GÜMBEL GRATULIERT DER VIZEPRÄSIDENTIN DES STAATSGERICHTSHOFS 
PROF. DR. UTE SACKSOFSKY ZUR WAHL.

STAATSGERICHTSHOF
WIEDER KOMPLETT
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Aktuelle Stunden kurz und knapp

SCHWARZ-GRÜN HILFT MOBBINGOPFERN NICHT
Der SPD-Forderung, vier aufgrund 
falscher psychiatrischer Gutachten 
zu Unrecht entlassene Steuer-
fahnder zu rehabilitieren, haben 
die Koalitionsfraktionen von CDU 
und Grünen ihre Zustimmung 
verweigert. Der finanzpolitische 
Sprecher der SPD-Landtagsfrak-
tion Norbert Schmitt hatte zuvor 
gefordert, den gegen ihren Wil-

len in den Ru-
hestand versetz-
ten kritischen 
Steuerfahndern 
„endlich Wieder-
gutmachung  zu 
gewähren und sie 
vollständig zu re-
habilitieren“. „Die 

jetzt bekannt gewordenen Scha-
denersatzurteile sind Anlass, über 
die Situation der  Betroffenen zu 
sprechen, die als Steuerfahnder 
kaltgestellt wurden, weil sie die 
Schonung reicher Steuersünder 
nicht mitmachen wollten. Sie er-
lebten in der Folge schlimme Jah-
re in der Finanzverwaltung, um 
schließlich als psychisch krank 
gebrandmarkt  und zum Psychiater 
geschickt zu werden, der sie mit 
einer Falschdiagnose von  ‚para-
noid-querulatorischen Störungen‘ 
gegen ihren Willen in den Ru-
hestand schickte. Es ist es an der 
Zeit, sich bei den Betroffenen end-
lich zu entschuldigen.“ 

+++ 
Als „viel Verpackung, wenig In-
halt und deshalb auf ganzer Linie 
enttäuschend“ hat der sozialpo-
litische Sprecher der SPD-Land-
tagsfraktion Gerhard Merz das 
angekündigte schwarz-grüne „So-
zialbudget“ bezeichnet. „Auch 
nach mehrtägiger Prüfung bleibt 
es bei unserer Kritik: Die von 

Schwarz-Grün vorgelegte Erhö-
hung des Sozialbudgets ist im Um-
fang vollkommen unzureichend. 

Sie lässt eine Men-
ge an Fragen im 
Hinblick auf die 
konkrete Umset-
zung offen“, sagte 
Merz. Er erinnerte 
an die so genannte 
„Operation düste-
re Zukunft“, mit 

der 2003 in Hessen 30 Millionen 
Euro für soziale Leistungen ge-
strichen worden seien. Jetzt solle 
gerade einmal ein Drittel ersetzt 
werden.“ 

+++
Der SPD-Landtagsabgeordnete 
Lothar Quanz sagte in der Debat-
te um die DDR als Unrechtsstaat: 
„Wenn Reisefreiheit, Meinungs- 
und Demonstrationsfreiheit nicht 
gewährt werden, wenn die Unab-
hängigkeit der Gerichtsbarkeit von 
staatlicher Bevormundung nicht 
gegeben ist, wenn der staatliche 
Überwachungsapparat bis in die 
letzte Intimsphäre des Privaten 
eindringt, wenn Grenzsicherungs-

systeme nicht 
nach außen ge-
richtet sind, son-
dern sich gegen 
die eigenen Bür-
ger und Bürgerin-
nen richten, dann 
herrscht Unrecht 
und eben nicht die 

Rechtsstaatlichkeit.“ Quanz sagte 
weiter: „Man darf selbstverständ-
lich nicht alle 17 Millionen Bürger 
und Bürgerinnen der damaligen 
DDR in Täter und Opfer einteilen. 
Aber um gerade den Opfern des 
Systems gerecht zu werden, muss 
deutlich gemacht werden, dass das 

Unrecht in der DDR systemisch 
staatlich organisiert war.“

+++
Die Forderung der FDP nach ei-
nem nationalen und einem hes-
sischen Flüchtlingsgipfel stößt 
auf Zustimmung der SPD. „Die 
Flüchtlingsproblematik ist nur zu 
lösen, wenn alle Beteiligten sich 

an einen Tisch 
setzen. Wir stehen 
in Hessen vor be-
sonderen Heraus-
forderungen, die 
besondere Wege 
erfordern. Die 
Menschen, die zu 
uns kommen und 

Schutz suchen, brauchen unsere 
Unterstützung“, sagte der SPD-
Abgeordnete Ernst-Ewald Roth.

+++
Das nordatlantische Freihan-
delsabkommen (TTIP) muss 
nach Ansicht des SPD-Frakti-

onsvorsitzenden 
Thorsten Schä-
fer-Gümbel so 
gestaltet werden, 
dass die kulturelle 
Vielfalt gesichert 
und der Schutz 
von Kulturschaf-
fenden gewahrt 

werden. „Gerade der Buchmarkt 
muss den bisherigen Regeln unter-
worfen bleiben, dazu gehört auch 
die Buchpreisbindung in Deutsch-
land.“ Deshalb reiche es nicht, wie 
von der zuständigen Staatsministe-
rin für Kultur und Medien Moni-
ka Grütters vorgeschlagen, in der 
Präambel des TTIP, eine allgemei-
ne Erklärung zu verankern. „Wir 
brauchen eine Positivliste, die kla-
ren Schutz gewährleistet und keine 
unverbindlichen Erklärungen.“ 
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Der SPD-Finanzpolitiker Gerald 
Kummer hat der schwarz-grünen 
Landesregierung vorgeworfen, 
die hessischen Kommunen bei der 
Neuregelung des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs (KFA) im Stich zu 
lassen. „Was die schwarz-grüne 
Landesregierung in Anlehnung an 
die Abkürzung klar, fair und aus-
gewogen nennt, sollte man wohl 
eher mit ‚Kommunale Finanz-Ar-
mut‘ übersetzen. Diese wird leider 
für die Zukunft fortgeschrieben. 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
legen damit die Axt an die Basis 
unseres Staates. Die Kommunen 
haben eine enorm wichtige Bedeu-
tung für das Wohl jedes Einzel-
nen“, sagte Kummer.
Er betonte, dass die Berechnungen 
der Landesregierung auf falschen 
Grundlagen beruhten, in Einzel-
fragen nicht sachgerecht und ins-
gesamt schlicht unfair seien. Der 
tatsächliche Bedarf der Kommu-

Kommunaler Finanzausgleich

KOMMUNEN WERDEN VON 
SCHWARZ-GRÜN IM STICH GELASSEN

nen werde nicht abgedeckt. „Der 
Staatsgerichtshof hat das Land 
verpflichtet, diesen Bedarf zu er-
mitteln und dann unabhängig von 
der eigenen Finanzsituation den 
Kommunen die nötigen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Die Neu-
berechnung des KFA ist dagegen 
eine Enttäuschung und wird die-
sem Anspruch nicht gerecht. Am 
Anfang stand das Ergebnis bereits 
fest: es gibt nicht mehr Geld. Und 
dann wurde so lange gerechnet bis 
es passt. Die schwarz-grüne Lan-
desregierung muss die Kommunen 
endlich als Partner und nicht als 
Gegner sehen“, so der SPD-Abge-
ordnete.

Der bildungspolitische Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion Chris-
toph Degen hat begrüßt, dass die 
Regierungsfraktionen von CDU 
und Grünen das Konzept der SPD 
zur Auflösung des Landesschul-
amts weitgehend übernommen 
haben. „Der Gesetzentwurf der 
Koalition zur Neustrukturierung 
der Bildungs-
verwaltung un-
terscheidet sich 
nur in Nuancen 
von dem Ent-
wurf der SPD.“ 
Ebenso wie in 
diesem würden 
die Staatlichen 
Schulämter wieder als eigenstän-
dige Behörden aus dem Landes-
schulamt herausgelöst. Die übri-
gen Abteilungen des ehemaligen 
Landesschulamts, die laut SPD-
Vorschlag als „Landesinstitut für 
Lehrerbildung und Qualitätsent-
wicklung“ firmieren sollten, gin-
gen im Entwurf von CDU und 
Grünen in einer „Lehrkräfteaka-
demie“ auf. Mit der Auflösung des 
Landesschulamts  ende auch die  
Hängepartie für die Beschäftigten.

LANDESSCHULAMT 
VOR AUFLÖSUNG

GERALD KUMMER KRITISIERT DEN VORSCHLAG 
ZUM KOMMUNALEN FINANZAUSGLEICH.

ZITAT GERALD KUMMER
„Das Land vernachlässigt die in 
seinem Schutz stehenden Kom-
munen.  Das Land lässt die Kom-

munen finanziell im Stich.“

Der Vier-Phasen-Plan der Lan-
desregierung zur Entsorgung der 
Salzlauge aus dem osthessischen 
Kalibergbau ist aus Sicht der SPD-
Abgeordneten Brigitte Hofmeyer 
(Bild) kein Befreiungsschlag. „Die 
Kritik kommt aus allen Richtun-
gen und das ist das Ergebnis jah-
relanger Untätigkeit von CDU-ge-
führten-Landesregierungen“.
Diese hätten keinerlei Initiative 
entwickelt, die Beschlüsse des 
Runden Tisches im Frühjahr 2010 

zeitnah  zu prüfen und umzusetzen. 
„Diese Entscheidungslosigkeit holt 
sie jetzt ein – sie stehen vor einem 
Scherbenhaufen.“
Hofmeyer erinnerte an die gemein-
same Position von SPD, CDU, 
FDP und Grünen, wonach der 
Landtag sich zum Kalibergbau 
und den dortigen Arbeitsplätzen 
ebenso bekannt habe, wie zu den 
aufstrebenden Tourismusregionen 
entlang von Werra und Weser und 
zur Umsetzung der EU-Wasserrah-

menrichtlinie bis zum Jahr 2015.
Hofmeyer forderte: „Arbeitsplätze 
und Eingriffe in die Natur dürfen 
nicht gegeneinander ausgespielt 
werden.“

CDU HAT KALI-PROBLEM VERSCHLEPPT
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Die Regierungserklärung von Wis-
senschaftsminister Boris Rhein hat 
der hochschulpolitische Sprecher 
der SPD-Fraktion, Gernot Grum-
bach, als einen von „null Subs-
tanz“ geprägten „Werbetext“ kriti-
siert. Floskeln wie „Hessen schafft 
Wissen. Wir gestalten Zukunft“ 
seien sinnfreie Sätze mit positiver 
Anmutung. „Schwall im All nennt 
so etwas einer meiner Mitarbeiter 
und das trifft es ziemlich genau“, 
sagte Grumbach. 
Im Vergleich der Bundesländer 
liege Hessen sowohl bei den Aus-
gaben pro Studienplatz als auch 
beim Anteil der Hochschulausga-
ben am Bruttoinlandsprodukt im 
Durchschnitt. Auch der Hinweis 
darauf, dass jeder vom Bund in 
den Hochschulpakt 2020 investier-
te Euro mit einem Euro aus dem 
Landeshaushalt ergänzt werde, sei 
nicht mehr als eine Selbstverständ-
lichkeit. „Hessen bekommt keinen 

„SCHWALL IM ALL“

Cent vom Bund, wenn es die Ge-
genfinanzierung nicht sicherstellt.“
Ansonsten habe die Regierungs-
erklärung viele Fragen unbeant-
wortet gelassen. Zum Beispiel wie 
Anschlussfinanzierung von LOE-
WE-Projekten sichergestellt, wie 
zusätzlicher Wohnraum für Stu-
dierende geschaffen oder wie der 
Wissenstransfer verbessert werde.

Die Informationspolitik der 
schwarz-grünen Landesregierung  
beim geplanten Bau des Termi-
nals 3 am Frankfurter Flughafen 
hat der SPD-Abgeordnete  Ma-
rius Weiß deutlich kritisiert und 
mehr Transparenz gefordert. „Die 
SPD wird dazu eine eigene Anhö-
rung durchfüh-
ren, nachdem 
die schwarz-
grüne Koaliti-
on eine Anhö-
rung durch den 
Landtag abge-
lehnt hat. Wir 
wollen mehr 
Tr a n s p a r e n z 
hinsichtlich der Akzeptanz des 
Flughafens mit seinem wirtschaft-
lichen Nutzen und auch mit seinen 
Belastungen in der Region herstel-
len“, sagte Marius Weiß.
Die Fraport AG müsse die Mög-
lichkeit bekommen, gegenüber 
der Öffentlichkeit, den betroffenen 
Menschen und den Institutionen 
ihre Bedarfsplanung zu begründen. 
„Wir möchten über Alternativen 
sprechen und über die geprüften  
Ergebnisse. Auch die Meinungen 
der Airlines zum Bau des Termi-
nal 3 müssen einbezogen werden, 
genauso wie die Prognosen des 
Flughafens und das konkrete Nut-
zungskonzept“, so der flughafen-
politische Sprecher.  

MEHR TRANSPARENZ BEIM 
BAU DES TERMINALS 3

MODELL DES GEPLANTEN TERMINALS

Der verkehrspolitische Sprecher 
der SPD-Landtagsfraktion Uwe 
Frankenberger hat den Beschluss 
der Verkehrsminister-Konferenz 
begrüßt, der eine Erhöhung der 
Regionalisierungsmittel auf 8,5 
Milliarden Euro vorsieht, um die 
Zukunft des ÖPNV zu sichern. 

„Nun müssen Bundesfinanzminis-
ter Schäuble und Bundesverkehrs-
minister Dobrindt handeln und 
Volker Bouffier seinen Einfluss 

auf seine Par-
teifreunde in 
Berlin geltend 
zu machen“, 
sagte Franken-
berger. „Auch 
das Land Hes-
sen muss seine 
H a u s a u f g a -
ben machen. 
So hat die 

schwarz-grüne Landesregierung 
keine originären Mittel für den 
Landeshaushalt bereitgestellt und 
es liegt immer noch kein schlüs-
siges ÖPNV-Konzept für Hessen 
vor.“

NAHVERKEHR STÄRKEN

GERNOT GRUMBACH KRITISIERT DIE UNTERFI-
NANZIERUNG DER HOCHSCHULEN.
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